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Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von energetischen 
Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden 


A. Problem und Ziel 

Deutschland hat sich das Ziel gesetzt, die Treibhausgasemissionen bis 2020 
um 40 Prozent und entsprechend der Zielsetzung der Industriestaaten bis 2050 
um mindestens 80 Prozent zu senken. Mit dem im Herbst 2010 verabschiedeten 
Energiekonzept und der nunmehr vor dem Hintergmnd der Havarie von 
Fukushima erfolgenden Weiterentwicklung hat die Bundesregierung die not- 
wendigen Weichen gestellt. 

Der Gebäudebereich — insbesondere der Bestand - weist ganz erhebliche 
Potentiale zur Energie- und C02-Einsparung auf. Um das ansprachsvolle Ziel 
einer nachhaltigen Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2020 zu errei- 
chen müssen diese Potentiale erschlossen werden. Dazu bedarf es zusätzlicher 
Anreize zur energetischen Gebäudesanierang. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine steuerliche Förderung von energetischen Sanie- 
rangsmaßnahmen an Gebäuden vor. Die Förderung bezieht sich — wie die ver- 
gleichbaren Förderprogramme durch die KfW Bankengrappe — auf Wohnge- 
bäude. Gefördert werden Gebäude, die vor 1995 gebaut wurden. Die Förderung 
wird zielgerichtet ausgestaltet. Sie stellt auf das energetische Ergebnis der 
durchgeführten Baumaßnahmen ab und setzt voraus, dass durch die jeweiligen 
Maßnahmen der Energiebedarf des Gebäudes erheblich verringert wird. Dies 
ist durch die Bescheinigung eines Sachverständigen nachzuweisen. 

Die Aufwendungen für die Maßnahmen werden im Falle einer Einkunftserzie- 
lung über zehn Jahre im Rahmen der jeweiligen Einkunftsart abgeschrieben. 
Steuerpflichtige, die das Objekt selbst nutzen, können die Aufwendungen wie 
Sonderausgaben in gleicher Weise geltend machen. 


C. Alternativen 

Keine. 
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D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 


(Steuermehr-/-mindereinnahmen (— ) in Mio. Euro) 


Gebietskörper- 

schaft 

Volle 

Jahre swirkungfi 

Kassenjahr 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Insgesamt 

-1 500 


-150 

-305 

-445 

-600 

Bund 

-638 


-63 

-129 

-189 

-255 

Länder 

-574 


-57 

-116 

-172 

-231 

Gemeinden 

-288 


-30 

-60 

-84 

-114 


Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitrauin von 12 Monaten 


2. Vollzugsaufwand 

Die Höhe des durch die gesetzlichen Regelungen entstehenden Vollzugsaufwan- 
des der Steuerverwaltungen der Länder ist nicht abschätzbar. 


E. Sonstige Kosten 

Mit der Maßnahme werden Anreize zur Vermeidung externer Kosten gesetzt, 
indem durch eine Verbesserung der Energieeffizienz von Gebäuden negative 
Auswirkungen auf die Umwelt — insbesondere der Ausstoß klimaschädlicher 
Gase — verringert werden. 

Infolge der Maßnahme entstehen für die Gebäudeeigentümer überschaubare 
direkte Kosten durch den erforderlichen Nachweis von Sachverständigen über 
die erfolgte Verringerung des Energiebedarfs. 

Mitnahmeeffekte infolge der Maßnahme können nicht ausgeschlossen werden. 
Außerdem kann es zu Preissteigerungen durch die Leistungserbringer bei den 
geförderten Leistungen kommen, die ohne die Förderung unterblieben wären. 
Insgesamt kann durch die Schaffung zusätzlicher Nachfrage in den betroffenen 
Sektoren ein Preisspielraum entstehen, den die Anbieter der Leistungen nutzen 
können. 

Insbesondere für das Handwerk und das Baugewerbe wird sich die steuerliche 
Förderung im Sinne einer Stabilisierung und Belebung der Nachfrage positiv 
auf den Umsatz und den Gewinn auswirken. Ob und in welchem Umfang 
gesamtwirtschaftliche Auswirkungen zu verzeichnen sind, lässt sich dagegen 
wegen der Vielzahl der zu berücksichtigenden Faktoren nicht identifizieren. 


F. Bürokratiekosten 

Es werden zwei Informationspfiichten für Bürgerinnen und Bürger und eine 
Informationspfiicht für Unternehmen eingeführt. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-3- 


Drucksache 17/6251 


BUNBESREPUBI.IK DEUTSCHEANn 


Berlin, IZ- Juni 2011 


OIE Bundeskanzeerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von energetischen 
Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 884. Sitzung am 17. Juni 2011 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von energetischen 
Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden 


Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich 
lautend mit dem Text auf den Seiten 3 bis 7 der Bundestags- 
drucksache 17/6074. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge- 
setzes auf Bürokratiekosten, die durch Informationspflich- 
ten begründet werden, geprüft. 

Mit dem Entwurf sollen zwei Informationspflichten für Bür- 
gerinnen und Bürger sowie eine Informationspflicht für die 
Wirtschaft eingeführt werden. Die steuerliche Förderung 
setzt voraus, dass durch die jeweiligen Maßnahmen der 
Energiebedarf des Gebäudes erheblich verringert wird. Dies 
ist durch eine Bescheinigung eines Sachverständigen nach- 
zuweisen. Diese Informationspflicht karm sowohl die Wirt- 
schaft betreffen als auch Bürgerinnen und Bürger. Im Falle 
der Nutzung des Gebäudes zu eigenen Wohnzwecken be- 
trifft diese Informationspflicht nur Bürgerirmen und Bürger. 

Eine Quantifizierung der Bürokratiekosten wurde bisher 
nicht vorgenommen. Der NKR geht davon aus, dass diese 
Quantifizierung im parlamentarischen Verfahren mit Unter- 
stützung des zuständigen Ressorts unter Einbeziehung des 
Rates nachgeholt wird. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 884. Sitzung am 17. Juni 
2011 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: * 

1 . Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob eine Verdoppelung der Sanierungs- 
quote der energetischen Gebäudesanierung möglich ist. 

Begründung 

Zur Erreichung der Ziele des Energiekonzepts der Bun- 
desregierung ist eine langfristige verlässliche Förderung 
der energetischen Gebäudesanierung in ausreichender 
Höhe notwendig. Nach einer DENA-Schätzung bedingt 
die erforderliche Verdopplung der Sanierungsquote auf 
2 Prozent respektive 360 000 Gebäude ein Fördervolu- 
men von 5 Mrd. Euro. 

Der „Pakt für Klimaschutz“ (73 Einrichtungen und Ver- 
bände von Fraunhofer-Instituten über den BUND bis 
zum ZDH) stellte fest, dass durch den Bundeshaushalt 
finanzierte KfW-Mittel für das energieeffiziente Bauen 
und Sanieren im Jahr 2009 ca. 300 000 und im Jahr 2010 
fast 350 000 Arbeitsplätze gesichert und Investitionen 
von jeweils rund 20 Mrd. Euro angestoßen haben. Die 
erzielte Einsparung von CO 2 lag bei rund 2,5 Millionen 
Tonnen. 

Eine Verstetigung der KfW-Förderung auf hohem Niveau 
ist zudem unverzichtbar, um die energetische Moderni- 
sierung des sanierungsbedürftigsten Wohnungsbestandes, 
in denen meist einkommensschwache Mieter wohnen, 
sozialverträglich zu machen sowie die energetische 
Ertüchtigung der kommunalen Gebäude und Einrichtun- 
gen voranzutreiben. Ohne Zweifel wird sich ein unzu- 
reichendes Förderangebot auch bei den Eigentümern von 
14,9 Millionen Eigenheimen als hemmend für Investitio- 
nen auswirken. 

Eine Verdoppelung der steuerlichen und sonstigen För- 
derung der energetischen Gebäudesanierung durch die 
Bundesregierung erscheint vor diesem Hintergrund un- 
erlässlich. 

2. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Die geplante steuerliche Förderung von energetischen 
Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden hätte laut Ge- 
setzentwurf Steuermindereinnahmen zur Folge, die sich 
schrittweise über zehn Jahre im Jahr 2022 auf einen Be- 
trag von jährlich weit über 1,5 Mrd. Euro belaufen wür- 
den. 57,5 Prozent und damit deutlich mehr als die Hälfte 
der Steuerausfälle wären von Ländern und Gemeinden 
zu tragen. 


* Siehe ergänzend zu diesem Beschluss den Beschluss des Bundesrates 
in Drucksache 340/1 1 (Beschluss), Nummer 1. 


Die Länder sind grundgesetzlich verpflichtet, bis 2020 
ohne jegliche strukturelle Kreditaufnahme auszukom- 
men, der Bund darf ab 2016 noch in Höhe von 0,35 Pro- 
zent des BIP Kredite aufnehmen. Die Konsolidierung 
der Länderhaushalte wird noch über Jahre hinweg erheb- 
licher Anstrengungen sowohl auf der Ausgabeseite als 
auch auf der Einnahmeseite bedürfen. 

Vor diesem Hintergrund fordert der Bundesrat, dass der 
Bund die Mindereinnahmen der Länder und Kommunen, 
die durch dieses Gesetz entstehen, vollständig ausgleicht. 

3 . Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, noch- 
mals zu prüfen, inwieweit die für eine steuerliche Förde- 
rung zu erfüllenden Anforderungen so gefasst werden 
können, dass ein hinreichender Anreiz insbesondere 
auch zur energetischen Sanierung von selbstgenutzten 
Wohngebäuden gesetzt wird. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 2 und 3 allgemein 

(§ 7eund§ 10k EStG) 

a) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, 
ob die Beschränkung der Steuervergünstigung, insbe- 
sondere für selbst genutztes Wohneigentum auf im 
Inland belegene Gebäude mit dem EU-Recht verein- 
bar ist. 

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, 
ob gesetzlicher Regelungsbedarf besteht, damit in 
Fällen des Wechsels von der Selbstnutzung, also der 
Förderung nach § 10k EStG, zur Einkunftserzielung 
die Förderung für die verbleibenden Jahre als Wer- 
bungskosten berücksichtigt werden karm. Entspre- 
chendes muss dann auch für den Wechsel von der 
Einkunftserzielung zur Selbstnutzung gelten. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 10k EStG) 

Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren die steuerliche Förderung von energetischen Sa- 
nierungsmaßnahmen durch selbstnutzende Wohneigen- 
tümer so auszugestalten, dass der Fördervorteil unabhän- 
gig von der Steuerprogression für alle steuerpflichtigen 
Eigentümer gleich hoch ausfällt. 

Begründung 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Förderung 
von selbstnutzenden Wohnungseigentümem würde dazu 
führen, dass die Förderung bei Spitzenverdienem je nach 
Steuerprogression entsprechend höher ausfällt als bei 
Eigentümern mit einem durchschnittlichen Einkommen. 
Dies wäre nicht nur nicht gerecht, sondern auch im 
Sinne einer möglichst hohen Anreizwirkung zur Steige- 
rung der Klimaschutzinvestitionen von Hausbesitzerin- 
nen und Hausbesitzern kontraproduktiv, da eine Vielzahl 
von Hauseigentümern nicht oder nur unzureichend er- 
reicht werden. Eine Zulagenregelung, die alle Woh- 
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nungseigentümer grundsätzlich finanziell gleich behan- 
delt, wäre daher nicht nur gerechter, sondern auch im 
Sinne des Klimaschutzes zielfiihrender. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 2 und 3 (§ 7e Absatz 1 Satz 2 

und § 10k Absatz 1 

Satz 2 EStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob die in Artikel 1 § 7e Absatz 1 Satz 2 
und § 10k Absatz 1 Satz 2 EStG-E gewählte Nachweis- 
führung so ausgestaltet werden kann, dass das Vorliegen 
der Fördervoraussetzungen für die Finanzämter leicht er- 
kennbar ist und sich der administrative Mehraufwand in 
Grenzen hält. 

Begründung 

Aus den gesetzlichen Regelungen ist nicht zweifelsfrei 
erkennbar, ob die berechtigten Personen i. S. d. §21 
EnEV Beliehene sind. Soweit dies nicht der Fall ist, wä- 
ren die Bescheinigungen i. S. d. Nachweisführung ge- 
mäß § 7e Absatz 1 Satz 2 und § 10k Absatz 1 Satz 2 
EStG-E keine Grundlagenbescheide. Die Finanzämter 
wären gehalten, das Vorliegen der Voraussetzungen nach 
dem EnEV i. S. d. § 7e Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 
EStG-E als auch ob die ausstellende Person eine Person 
i. S. d. § 21 EnEV ist, eigenständig zu prüfen. Dies ver- 
ursacht bei den Finanzämtern einen erheblichen admi- 
nistrativen und fachfremden Aufwand. 

Bei den auszustellenden Bescheinigungen können Inte- 
ressenskonflikte zwischen den Steuerpflichtigen und den 
ausstellungsberechtigten Personen nicht ausgeschlossen 
werden. Der Bundesrat bittet daher zu prüfen, ob anstelle 
des weiten Kreises der Ausstellungsberechtigten i. S. d. 
§ 21 EnEV behördlich autorisierte Personen zur Be- 
scheinigung des Vorliegens der Voraussetzungen des 
Satzes 1 des § 7e Absatz 1 EStG-E bzw. § 10k Absatz 1 
Satz 1 EStG-E zugelassen werden (z. B. Beliehene). 

Die Ausstellung einer entsprechenden Bescheinigung ist 
für die berechtigten Personen derzeit risikolos, da bisher 
keine Sanktionen für den Fall der Ausstellung einer feh- 
lerhaften Bestätigung drohen (keine Haftungsregelung 
wie z. B. bei unrichtigen Spendenbescheinigungen), ln 
diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass sich 
die Finanzämter im Rahmen des Massengeschäfts Ver- 
anlagung i. d. R. auf die Richtigkeit der Bescheinigung 
verlassen körmen müssen. Die Bescheinigungen sind da- 
her nach Inhalt und ausstellender Person bzw. Behörde 
so zu gestalten, dass die Finanzämter auf deren inhalt- 
liche Richtigkeit vertrauen können. So ist zu prüfen, ob 
in den Bescheinigungen neben der Angabe der Verringe- 
rung des Energieverbrauchs auch anzugeben ist, welche 
konkreten Maßnahmen hierzu beigetragen haben (Nach- 
prüfbarkeit der geltend gemachten Höhe der Aufwen- 
dungen). 

7. Zu Artikel 1 Nummer 4 Buehstabe a und b 

(§52 Absatz 22a Satz 1 und Absatz 24f 

Satz 1 EStG) 

Artikel 2 (Inkrafttreten) 

a) ln Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a und b ist in § 52 
Absatz 22a Satz 1 und in § 24f Satz 1 jeweils das 


Datum „31. Dezember 2011“ durch das Datum 
„5. Juni 201 1“ zu ersetzen. 

b) Artikel 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 2 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“ 

Begründung 

Aus Sicht des Bundesrates setzt nicht zuletzt der im Ge- 
setzentwurf vorgesehene Zeitpunkt für die erstmalige 
Anwendung das falsche Signal. Ein Gesetz als Baustein 
zur Umsetzung der von der Bundesregierung beschlosse- 
nen beschleunigten Energiewende sollte einen sofortigen 
Schub zur Sanierung von Wohngebäuden bringen. Es 
wäre weder zielführend noch vermittelbar, die Förde- 
rung erst in einem halben Jahr wirksam werden zu 
lassen. Zu bedenken ist ferner, dass die betroffenen Un- 
ternehmen, die die Sanierungen ausführen, aus rein 
steuerlichen Gründen mit einbrechenden Aufträgen kon- 
frontiert würden. Je mehr Gebäude noch vor dem kom- 
menden Winter saniert werden, desto besser für alle Be- 
troffenen. 

8. Zu Artikel la - neu - (Bürgerliches Gesetzbuch) 

Nach Artikel 1 ist folgender Artikel la einzufügen: 

, Artikel la 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

ln § 559a Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBl. 1 S. 42, 2909; 2003 1 S. 738), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Januar 2011 (BGBl. 1 
S. 34) geändert worden ist, werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Zu den Zuschüssen aus öffentlichen Haushalten gehö- 
ren auch die Steuerermäßigungen auf Grund der erhöh- 
ten Absetzungen im Sinne von § 7e des Eirrkommen- 
steuergesetzes. Der Betrag der Steueremiäßigung wird 
mit 30 Prozent des Gesamtvolumens der erhöhten Ab- 
setzungen angesetzt.“ ‘ 

Begründung 

§ 559 BGB erlaubt Mieterhöhungen für Verbesserungen 
der Wohnverhältnisse oder für Maßnahmen, die nach- 
haltig Einsparungen von Energie bewirken, in Höhe von 
1 1 Prozent der für die Wohnung aufgewendeten Kosten. 

Kosten, die vom Mieter oder einem Dritten übernommen 
oder die mit Zuschüssen aus öffentlichen Haushalten 
gedeckt werden, gehören nach § 559a BGB nicht zu 
den aufgewendeten Kosten im Sirme des § 559 BGB 
(umlagefähige Kosten). Die Ergänzung soll klarstellen, 
dass mit der Steuerentlastung auf Grund der erhöhten 
Absetzungen des § 7e EStG die Kosten der Sanierung 
teilweise durch die Allgemeinheit getragen werden und 
die Kostenbelastung für den Vermieter verringert wird. 
Insoweit fehlt eine Berechtigung für ein Mieterhöhungs- 
verlangen nach § 559 BGB. Um ein Offenlegen der 
steuerlichen Verhältnisse des Vennieters zu vermeiden 
und weil bei Personengesellschaften unterschiedlich 
hohe persönliche Steuersätze zur Anwendung kommen 
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können, wird die Steuerentlastung pauschal mit 30 Pro- 
zent angesetzt. 

9. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die Altschul- 
denhilfeverordnung vom 15. Dezember 2000 (BGBl. 1 
S. 1734), die durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. No- 
vember 2008 (BGBl. 1 S. 2179) geändert worden ist, 
dahin zu ändern, dass alle Wohnungsuntemehmen mit 
Altverbindlichkeiten beim Abriss von Wohngebäuden ab 
dem Baujahr 1919 einen Entlastungsbetrag von 55 Euro 
je Quadratmeter abgerissener Wohnfläche erhalten, so- 
fern der Entlastungsbetrag in gleicher Höhe vollständig 
in die Sanierung von Wohngebäuden in der Innenstadt 
auf der Grundlage eines städtebaulichen Entwicklungs- 
konzeptes investiert wird. Die Regelung soll für Abrisse 
ab dem 1. Januar 2012 bis zuiu 31. Dezember 2019 gel- 
ten. 

Begründung 

Die bestehenden Altschulden der Wohnungsuntemeh- 
men sind ein Hemmnis für den Fortgang des Stadtum- 
baus. Die bisherige Altschuldenregelung nach der Alt- 
schuldenhilfeverordnung ist nicht ausreichend. Davon 
profitieren nur Unternehmen, die bis zum Ende des Jah- 
res 2003 entsprechende Anträge gestellt haben und die 
festgelegten Kriterien erfüllen. 

Mit der vorgeschlagenen Regelung sollen alle Woh- 
nungsuntemehmen, die über Altverbindlichkeiten ver- 
fügen und sich am Stadtumbau beteiligen, eine Entlas- 
tung erhalten. Mit der auch vom Empirica-lnstitut in 
dessen Gutachten vom September 2010 vorgeschlagenen 
modifizierten Fortfühmng der Altschuldenhilfe-Rege- 
lung über das Jahr 2013 hinaus werden nicht nur die 
städtebauliche Aufwertung der Innenstädte, sondern vor 
allem auch eine Stärkung der Investitionsfähigkeit der 
betroffenen Wohnungsuntemehmen erreicht. Letzteres 
versetzt die Unternehmen überhaupt erst in die Lage, 
Mittel für die energetische Saniemng ihres Gebäudebe- 
stands aufzuwenden und damit das Ziel einer signifikan- 
ten Erhöhung der energetischen Saniemngsrate für Ge- 
bäude zu unterstützen. 
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Anlage 4 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nummer 1 (Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung lehnt die Forderung ab. Eine weitere 
Aufstockung der Haushaltsmittel zur C02-Gebäudesanie- 
rung ist mit dem Ziel der Bundesregierung, den Haushalt 
nachhaltig zu konsolidieren, nicht zu vereinbaren. 

Zu Nummer 2 (Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung lehnt die Forderung ab. Die sich durch 
den Gesetzentwurf ergebenden Steuermindereinnahmen 
sind entsprechend den grundgesetzlichen Verteilungsregeln 
bei Gemeinschaftssteuem anteilig von Bund und Ländern 
zu tragen. Eine Veranlassung, diese Regeln zu ändern, be- 
steht nicht. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nummer 2 und 3 allgemein; 

§ 7e und 10k EStG - neu) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Um die Ge- 
fahr von Mitnahmeeffekten zu vermeiden, sieht es die Bun- 
desregierung als zwingend an, dass für eine steuerliche För- 
derung nach der Sanierung der Jahresprimärbedarf eines 
Gebäudes höchstens 85 Prozent eines Neubaus betragen 
darf sowie der Transmissionswärmeverlust der Gebäude- 
hülle einem Neubau entsprechen muss. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nummer 2 und 3 allgemein; 

§ 7e und 10k EStG - neu) 

Zu den Buchstaben a und b 

Die Bundesregierung wird die Vorschläge prüfen. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nummer 3; § 10k EStG - neu) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nummer 2 und 3; § 7e Absatz 1 
Satz 2 und § 10k Absatz 1 Satz 2 EStG 
- neu) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a und b; 

§ 52 Absatz 22a Satz 1 und Buchstabe 24f 
Satz 1 EStG - neu) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 8 (Artikel la - neu -; Bürgerliches Gesetz- 
buch) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 9 (Zum Gesetzentwurf allgemein; 

Altschuldenhilfeverordnung) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
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